
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dr. Krafczyk und Partner
Rechtsanwälte mbB

Stand: Juli 2025

Allgemeine Mandatsbedingungen

Dritte heranzuziehen. Hierdurch ent-
stehende Zusatzkosten sind vorab mit
dem Mandanten abzustimmen.

7. Die Rechtsberatung der Partnerschaft
bezieht sich ausschließlich auf das
Recht der Bundesrepublik Deutschland
und auf Mandate innerhalb der EU. Als
Vertragssprache gilt entweder Deutsch
oder Englisch als vereinbart.

III. Mandatsdurchführung / Fristwahrung

1. Die Partnerschaft legt der Bearbeitung,
die zur Verfügung gestellten Daten und
Unterlagen sowie den vom Mandanten
mitgeteilten Sachverhalt zugrunde, die
bei Bedarf schriftlich bestätigt werden.
Der Mandant wird die Rechtsanwälte
über Kontakte mit Behörden, der Ge-
genseite oder sonstigen Beteiligten un-
terrichten.

2. Die von den Rechtsanwälten entworfe-
nen Schreiben und Schriftsätze werden
dem Mandanten im Entwurf zu seiner
Freigabe übermittelt.

3. Alle Aufträge von Mandanten zu frist-
gebundenen oder fristwahrenden
Maßnahmen bedürfen einer Bestäti-
gung der Partnerschaft in Textform.

IV. Externe Dienstleister / elektronische
Kommunikation

1. Die Partnerschaft ist zur Bearbeitung
des Mandats - im Rahmen der berufs-
rechtlichen Befugnisnorm § 43e
BRAO - berechtigt, Mandatsinformati-
onen an ausgewählte externe Dienst-
leister (insb. an IT-Dienstleister zu
Zwecken der Datenspeicherung, der
internen Zusammenarbeit, zur Unter-
stützung der Mandatsbearbeitung
durch Künstliche Intelligenz etc.) wei-
terzugeben. Sollte ein externer Dienst-
leister in einem Land ansässig sein,

I. Geltungsbereich

Diese Allgemeinen Mandatsbedingungen
(Stand: Juli 2025) gelten für alle Verträge,
deren Gegenstand die Erteilung von Rat
und Auskünften durch Dr. Krafczyk und
Partner Rechtsanwälte mbB und ihren
Partnern (nachfolgend gemeinschaftlich
„Partnerschaft" genannt) an den Man-
danten / die Mandantin (nachfolgend
„Mandant") ist - einschließlich etwaiger
Geschäftsbesorgung und Prozessführung.

II. Vertragsgegenstand/Leistungsumfang

1. Der Auftrag wird grundsätzlich der
Partnerschaft erteilt, soweit nicht die
Vertretung durch einen einzelnen Part-
ner erforderlich ist (z.B. Strafsachen
und Ordnungswidrigkeiten).

2. Gegenstand des Auftrags ist die verein-
barte anwaltliche Tätigkeit. Für den da-
mit vom Mandanten angestrebten Er-
folg steht die Partnerschaft nicht ein.

3. Die Zuordnung der jeweiligen Sachbe-
arbeitung erfolgt durch die Partner-
schaft entsprechend der nach Sachge-
bieten ausgerichteten, partnerschafts-
internen Organisation. In allen Fällen
steht die Vergütung ausschließlich der
Partnerschaft zu.

4. Die Partnerschaft führt alle Aufträge
mit größter Sorgfalt unter Beachtung
der für sie geltenden Berufsordnungen
und Standesrichtlinien und stets auf die
individuelle Situation und Bedürfnisse
des Mandanten bezogen durch.

5. Von dem Mandanten oder von Dritten
zur Verfügung gestellte Materialien
und Daten sind nur auf Plausibilität zu
prüfen.

6. Die Partnerschaft ist berechtigt, zur Be-
arbeitung des Mandats fachkundige

Seite 1 von 4



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dr. Krafczyk und Partner
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welches über kein adäquates Daten-
schutzniveau verfügt, werden ange-
messene Maßnahmen zur Gewährleis-
tung eines adäquaten Datenschutzni-
veaus getroffen.

2. Der Mandant und die Partnerschaft
können Informationen auch über E-
Mail-Kommunikation oder ähnliche
Kommunikationsmittel austauschen.
Die Übermittlung von unverschlüssel-
ter Kommunikation birgt das Risiko,
dass diese Kommunikation von einem
unbefugten Dritten abgefangen und ihr
Inhalt offengelegt wird. In Kenntnis der
mit der unverschlüsselten E-Mail-
Kommunikation und ähnlicher Kom-
munikation verbundenen Risiken er-
klärt sich der Mandant damit einver-
standen, dass die Partnerschaft auch
über unverschlüsselte Nachrichten,
einschließlich der darin enthaltenen In-
formationen und angehängten Doku-
mente, an den Mandanten oder an
Dritte, die an der Leistungserbringung
beteiligt sein könnten, kommunizieren
darf. Der Mandant und die Partner-
schaft sind dazu berechtigt, andere Lö-
sungen für einen Datenaustausch zu
verlangen.

V. Vergütung / Auslagen / Abtretung /
Aufrechnung

1. Die Vergütung der Partnerschaft rich-
tet sich nach den für sie geltenden Ge-
bührenordnungen in der jeweils gülti-
gen Fassung, sofern nicht eine abwei-
chende Vereinbarung (z.B. Vergü-
tungsvereinbarung) getroffen wird. Die
Partnerschaft hat neben der Honorar-
forderung Anspruch auf Ersatz von
Auslagen. Bei Reisetätigkeit bis 500km
Entfernung ist das Verkehrsmittel (Pkw
oder Bahn) frei wählbar. Einzelheiten
ergeben sich aus den Gebührenord-
nungen oder der individuellen Verein-
barung.

2. Auf das Honorar und die Auslagen fällt
die gesetzliche Mehrwertsteuer in je-
weils gesetzlicher Höhe an.

3. Die Beauftragung umfasst nicht die
Verauslagung von Gerichts- und Ver-
fahrenskosten.

4. Der Mandant ist verpflichtet, auf An-
forderung der Partnerschaft einen an-
gemessenen Vorschuss und nach Be-
endigung des Mandats die vollständige
Vergütung an die Partnerschaft zu be-
zahlen. Dies gilt auch, wenn Kostener-
stattungsansprüche gegen Rechts-
schutzversicherer, Gegenseite oder
Dritte bestehen. Der Mandant tritt
sämtliche Ansprüche auf Kostenerstat-
tung durch die Gegenseite, Rechts-
schutzversicherer oder sonstige Dritte
in Höhe der Honorarforderung der
Partnerschaft hiermit an diese ab.
Diese nimmt die Abtretung an. Die
Partnerschaft darf eingehende Zahlun-
gen auf offene Honorarforderungen,
auch aus anderen Angelegenheiten,
verrechnen.

5. Der Mandant wird darauf hingewiesen,
dass die Einholung der Deckungszu-
sage bei der Rechtsschutzversicherung
und die in diesem Zusammenhang ge-
führte Korrespondenz eine separate
Angelegenheit im Sinn des §17 RVG
darstellt, die gesondert zu vergüten ist.
Die Kosten werden nicht von der
Rechtsschutzversicherung übernom-
men.

6. Der Mandant wird darauf hingewiesen,
dass in arbeitsgerichtlichen Streitigkei-
ten außergerichtlich sowie in der ers-
ten Instanz kein Anspruch auf Erstat-
tung der Anwaltsgebühren oder sonsti-
ger Kosten besteht. In solchen Verfah-
ren trägt unabhängig vom Ausgang
jede Partei ihre Kosten selbst. Dies gilt
grundsätzlich auch für Kosten in Ver-
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

7. Alle Vergütungsforderungen werden
mit Rechnungsstellung fällig und sind
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sofort ohne Abzüge zahlbar. Auf Ver-
gütungsforderungen der Partnerschaft
sind Leistungen an Erfüllung Statt und
erfüllungshalber ausgeschlossen.

8. Mehrere Mandanten (natürliche
und /oder  juristische Personen) haf-
ten, sofern nichts anderes vereinbart
wurde, gesamtschuldnerisch auf Zah-
lung der gesetzlichen oder vereinbar-
ten Vergütung und Auslagen der Part-
nerschaft.

9. Eine Aufrechnung gegen Forderungen
der Partnerschaft (Vergütung und Aus-
lagen) ist nur mit unbestrittenen oder
rechtskräftig festgestellten Forderun-
gen zulässig.

VI. Berufspflichten

1. Die Rechtsanwälte sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet. Die Pflicht zur
Verschwiegenheit bezieht sich auf al-
les, was ihnen in Ausübung ihres Beru-
fes bekannt geworden ist, und besteht
nach Beendigung des Mandats fort. Die
Weitergabe an nicht mit der Durchfüh-
rung des Auftrags beschäftigte Dritte
darf nur mit Einwilligung des Mandan-
ten erfolgen.

Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt
nicht, soweit die Berufsordnung oder
andere Rechtsvorschriften Ausnahmen
zulassen oder die Durchsetzung oder
Abwehr von Ansprüchen aus dem
Mandatsverhältnis oder die Verteidi-
gung der Rechtsanwälte in eigener Sa-
che die Offenbarung erfordern.

Soweit die Rechtsanwälte beauftragt
sind, den Schriftwechsel mit der
Rechtsschutzversicherung zu führen,
werden diese von der Verpflichtung zur
Verschwiegenheit im Verhältnis zur
Rechtsschutzversicherung ausdrück-
lich befreit. In diesem Fall versichert
der Mandant, dass der Versicherungs-
vertrag mit der Rechtsschutzversiche-

rung weiterhin besteht, keine Beitrags-
rückstände bestehen und in gleicher
Angelegenheit keine anderen Rechts-
anwälte beauftragt sind.

2. Fremdgelder und sonstige Vermögens-
werte, insbesondere Wertpapiere und
andere geldwerte Urkunden, werden
vorbehaltlich V. unverzüglich an den
Berechtigten weitergeleitet. Solange
dies nicht möglich ist, sind Fremdgel-
der auf Anderkonten zu verwalten.

VII. Haftung

1. Für Verbindlichkeiten der Partner-
schaft aus fehlerhafter Berufsausübung
haftet den Auftraggebern nur das Ge-
sellschaftsvermögen. Die Haftung der
Partnerschaft auf Ersatz eines durch
einfache Fahrlässigkeit verursachten
Schadens ist auf EUR 10.000.000,00
beschränkt.

2. Die vorgenannte Haftungsbeschrän-
kung (siehe VII. Nr. 1 Satz 2) gilt nicht
bei vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
ursachten Schäden, bei schuldhaft ver-
ursachten Körperschäden sowie für die
Haftung nach dem Produkthaftungsge-
setz und für den Fall weiterer zwingen-
der Haftungstatbestände. Darüber hin-
aus gilt sie nicht, wenn und soweit die
Partnerschaft eine Garantie übernom-
men hat.

3. Sollte die vorgesehene Haftungsbe-
schränkung und die dort genannte Haf-
tungssumme („Haftungshöchstbe-
trag") nicht angemessen sein, so kann
der Mandant einen gewünschten Haf-
tungshöchstbetrag mitteilen. In diesem
Fall wird sich die Partnerschaft bemü-
hen, einen entsprechenden zusätzli-
chen Versicherungsschutz zu erhalten
(„Höherversicherung"). Sofern der
Mandant den zusätzlichen Aufwand
aus der Höherversicherungträgt, ist die
Partnerschaft bereit, mit dem Mandan-
ten einen entsprechenden, erweiterten
Haftungsrahmen zu vereinbaren. Die
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Partnerschaft weist darauf hin, dass
eine Erhöhung des Haftungshöchstbe-
trags nur dann zur Anwendung kommt,
wenn sie schriftlich vereinbart wurde.

VIII. Kündigung

1. Soweit nichts anderes vereinbart ist,
kann das Vertragsverhältnis von dem
Mandanten jederzeit gekündigt wer-
den.

2. Das Mandatsverhältnis kann von der
Partnerschaft mit einer Frist von einem
Monat zum Monatsende gekündigt
werden.

3. Scheidet der das Mandat bearbeitende
Rechtsanwalt aus der Partnerschaft
aus, bestimmt der Mandant über den
Verbleib des Mandats. Mehrkosten
werden in diesem Fall nicht entstehen.

IX. Gerichtsstandvereinbarung

Ist der Vertragspartner ein Kaufmann, eine
juristische Person des öffentlichen Rechts
oder ein öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen, wird als ausschließlicher Gerichts-
stand Hannover für alle Ansprüche, die
sich aus oder aufgrund des Mandatsver-
hältnis ergeben, vereinbart. Gleiches gilt
gegenüber Personen, die keinen allgemei-
nen Gerichtsstand in Deutschland haben
oder Personen, die nach Abschluss des
Vertrages ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthaltsort außerhalb von
Deutschland verlegt haben oder deren
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalts-
ort im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht
bekannt ist.

X. Alternative Streitbeilegung

Zur Teilnahme an einem Streitbeilegungs-
verfahren vor einer Verbraucherschlich-
tungsstelle sind wir grundsätzlich nicht
verpflichtet, jedoch dazu bereit. Für uns ist
die Schlichtungsstelle der Rechtsanwalt-
schaft, Neue Grünstr. 17, 10179 Berlin,
Website www.schlichtungsstelle-der-
rechtsanwaltschaft.de/, zuständig.

XI. Schlussbestimmungen

1. Sollten einzelne Klauseln oder Bestim-
mungen dieser Allgemeinen Mandats-
bedingungen ganz oder teilweise un-
wirksam sein, so wird hierdurch die
Wirksamkeit der Allgemeinen Man-
datsbedingungen im Übrigen nicht be-
rührt. Für diesen Fall verpflichten sich
die Parteien, anstelle der unwirksamen
Bestimmung rückwirkend eine wirk-
same Bestimmung zu vereinbaren, wel-
che dem Sinn und Zweck der unwirksa-
men Bestimmung möglichst nahe-
kommt.

2. Änderungen und Ergänzungen dieser
Allgemeinen Mandatsbedingungen be-
dürfen der Textform. Dies gilt auch für
diese Regelung.

3. Es gelten ausschließlich diese Allge-
meinen Mandatsbedingungen. Allge-
meine Geschäftsbedingungen des Ver-
tragspartners gelten nur insoweit, als
ein Vertretungsberechtigter der Part-
nerschaft ihnen ausdrücklich schriftlich
zugestimmt hat.
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